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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

mit zwei Themen hat sich die Bundeslei-
tung unseres Verbandes in den letzten 
Wochen im Besonderen auseinander
gesetzt. Beide haben zu tun mit den un-
haltbaren Zuständen in einigen wenigen 
Kasernen in der Bundeswehr sowie den 
Ereignissen um den Offizier in Illkirch, sei-
nem Doppelleben als Soldat und Asylant 
und seiner unseeligen Bachelorarbeit. In-
haltlich haben wir uns als Interessenver-
tretung positioniert, ausgewogen in Art 
und Weise der Kommentierung und klar 
in der Kritik an verallgemeinernden Be-
wertungen der Leitung des Bundesminis-
teriums der Verteidigung (BMVg). Hierzu 
ist bereits alles gesagt und bedarf derzeit 
keiner weiteren Kommentierung.

Die Bundesministerin der Verteidigung, 
Frau Dr. Ursula von der Leyen, hat dazu 
zeitnah drei Entscheidungen getroffen:

1. �Überprüfung der Wehrdisziplinarord-
nung und hierbei Feststellen eventuel-
ler Handlungserfordernisse in den Ver-
fahren, einschließlich organisatorischer 
Veränderungen der Struktur des MAD-
Amtes.

2. �Prüfen der Notwendigkeit zur Ände-
rung des seit 1982 geltenden Tradi
tionserlasses der Bundeswehr und

3. �Prüfen von Handlungsnotwendigkei-
ten in der Inneren Führung.

In allen drei Handlungsfeldern war der 
Verband der Beamten der Bundeswehr 
e.V. (VBB) mit sach- und fachkundigen 
Vertretern aus der Bundesleitung und 
der Bundesgeschäftsstelle anwesend.

Es kann und wird in diesem Artikel nicht 
darum gehen, zu einem der angespro
chenen Themen einen Fachbeitrag ab
zugeben. Vielmehr geht es zum einen  
um eine kurze Zusammenfassung und 
einen aktuellen Stand im Verfahren, zum 
zweiten um ein Aufzeigen der Vielschich-
tigkeit verbandlicher Aktivitäten neben 
Fragen zu Besoldung, Versorgung, Lauf-
bahnentwicklung oder Rechtsschutz.  
Das bedeutet keine Differenzierung in 
der Wertigkeit.

In diesem Zusammenhang gilt mein 
herzlicher Dank an die Kolleginnen und 
Kollegen, denn die Teilnahme an den 
entsprechenden Veranstaltungen bedeu-
tet für einige auch die Inanspruchnahme 
von Mehrarbeitsstunden oder auch Erho-
lungsurlaub.

In der Sache ging es bei der Überprüfung 
der Wehrdisziplinarordnung in zwei Sit-
zungen um die Frage von Handlungsnot-
wendigkeiten im Bereich der Rechtspfle-
ge, der Stellung der Rechtsberater und 
einer möglicher Trennung zwischen der 
Tätigkeit als Rechtsberater und Wehrdis-
ziplinaranwalt, die von ein und derselben 
Person wahrgenommen werden. Als or-
ganisatorische Folge war bereits vorher 
durch die Leitung des Ministeriums die 
„Herauslösung“ des MAD-Amtes aus 
dem Zuständigkeitsbereich der Streit-
kräftebasis angeordnet worden, unter 
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gleichzeitiger Unterstellung 
unter das BMVg und Ausbrin-
gung als weiterer Oberbe
hörde. Mit der daraus zu fol-
gernden organisatorischen, 
personellen und haushälteri-
schen Veränderung ist das 
MAD-Amt derzeit befasst.  
Das Ergebnis der Arbeits
gruppe und die daraus zu 
ziehenden Folgerungen sind 
uns derzeit noch nicht bekannt.

Die Personallage im Bereich 
der Rechtspflege scheint aller-
dings mehr als angespannt. Es 
fehlt an ausreichend qualifi-
ziertem Personal und wegen 
eingeschränkter beruflicher 
Förderungsmöglichkeiten in-
nerhalb des „Biotops“ Rechts-
pflege ist die Fluktuation der 
Kolleginnen und Kollegen spä-
testens nach Erreichen des Am-
tes Oberregierungsrat/-rätin 
groß, mit allen daraus folgen-
den Auswirkungen auf den 
Gesamtbetrieb. Auch mit dieser 
für alle Seiten unbefriedigen-
den Situation wird sich der VBB 
auseinandersetzen müssen.

Anlässlich unzähliger Gelegen-
heiten hat Frau Dr. von der 
Leyen ihre Auffassung zur Not-
wendigkeit einer Überarbei-
tung des seit 1982 geltenden 
Traditionserlasses der Bundes-
wehr dargelegt. Dabei ist und 

bleibt es nach ihrem Verständ-
nis unstreitig, dass die Wehr-
macht als Institution in keiner 
Weise traditionsstiftend sein 
kann, allenfalls einzelne Perso-
nen, wie beispielsweise der 
Personenkreis um Schenck 
Graf Stauffenberg. 

Doch wo ist hierbei der Ansatz 
für den VBB, werden Sie viel-
leicht fragen. Anlässlich der 
Auftaktveranstaltung an der 
Führungsakademie der Bun-
deswehr (FüAkBw) in Hamburg 
hat die Ministerin davon ge-
sprochen, dass die Bundeswehr 
mittlerweile im 62. Jahr ihres 
Bestehens sei und aus dieser 
Tatsache heraus auch traditi-
onsstiftende Ereignisse und 
Begebenheit geeignet seien, 
Eingang in einen modifizier- 
ten Traditionserlass zu finden. 
Wenn dem so sein sollte, dann 
muss auch in einem überarbei-
teten Traditionserlass darauf 
hingewiesen werden, dass 
nicht nur die Streitkräfte ihren 
unbestrittenen Anteil an dem 
„Erfolgsmodell“ Bundeswehr 
haben, sondern auch die zahl-
losen zivilen Kolleginnen und 
Kollegen – gleich welcher Sta-
tusgruppe. 

Vereinfacht gesprochen be-
deutet das: Soldatinnen und 
Soldaten sind kein Synonym 

für die Bundeswehr. Auch 
wenn es dem einen oder an
deren schwer fällt zu akzep
tieren, die Bundeswehr besteht 
aus den Streitkräften und der 
Bundeswehrverwaltung. Wenn 
denn am Ende des Tages keine 
Erwähnung der zivilen Kolle-
ginnen und Kollegen erwünscht 
sein sollte, dann soll man so 
ehrlich sein, das neue Elaborat 
„Traditionserlass der Streitkräf-
te“ nennen.

Auch das Thema Innere Füh-
rung ist auf den ersten Blick 
keines, das mit unserem origi-
nären und satzungsgemäßem 
Auftrag etwas zu tun zu haben 
scheint. Gleichwohl hatte ich 
bei der Auftaktveranstaltung 
am Zentrum Innere Führung 
(ZInFü) in Koblenz sozusagen 
ein „Erweckungserlebnis“. In 
der Abschlussrunde, an der die 
Inspekteure der Teilstreitkräfte 
und der Generalsinspekteur 
teilgenommen haben, hat Ge-
neral Wieker mit Blick auf die 
wenigen anwesenden zivilen 
Führungskräfte ausgeführt, 
dass man auch die zivile Seite 
mit einbeziehen müsse. Bei 
diesem Gedanken – verzeihen 
Sie mir die Formulierung – ha-
ben sich mir die Nackenhaare 
aufgestellt und alle Sensoren 
waren mit einem Mal auf Emp-
fang gestellt.

Bei allem Respekt, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, darf 
eines nicht passieren: eine 
Unterordnung der zivilen Sta-
tusgruppen in das militärische 
Führungsverständnis. Staats-
bürger in Uniform und Innere 
Führung haben als Lehre aus 
unserer unheilvollen Geschich-
te unbestrittenermaßen ihre 
Daseinsberechtigung und sind 
unabdingbar für die Streitkräf-
te im Wertekanon einer wehr-
haften Demokratie mit einer 
demokratischen Armee. Aber 
sie fußen auch auf dem solda-
tischen Grundprinzip von Be-
fehl und Gehorsam. Soldaten 
haben eine Führungskultur, die 
sich fundamental von der zivi-
len Seite der Bundeswehr un-
terscheidet. Abgeleitet aus den 
Rechten und Pflichten des/der 
Beamten/-in im Beamtengesetz 
ist es zwingend notwendig,  
für den zivilen Teil der Bundes-
wehr ein eigenes Werk zum 
Führungsverständnis und zur 
Führungskultur zu erarbeiten, 
das sich klar zu den Vorstellun-
gen des Soldatischen abgrenzt.

Herzlichst Ihr

 

 
Wolfram Kamm

Herbstsitzung des Bundesvorstandes  
in Meppen
Turnusmäßig wird die Herbstsitzung des Bundes-
vorstandes des Verbandes der Beamten der  
Bundeswehr e.V. (VBB) durch einen der neun 
Bereiche des Verbandes ausgerichtet, während 
die Frühjahrssitzung in den Räumen der dbb 
akademie in Königswinter-Thomasberg statt
findet. Dieses Mal trafen sich die Kolleginnen  
und Kollegen vom 16. bis 18. Oktober 2017 in 
Meppen/Niedersachsen, um die Weichen der 
Verbandspolitik für das kommende Halbjahr 
festzulegen.

Zu Beginn der dreitägigen Ta-
gung verlieh der Bundesvorsit-
zende Wolfram Kamm dem 
Mitglied des Bundesvorstan-
des, Siegfried Dobry, aufgrund 
20-jähriger Tätigkeit als Funk
tionsträger des Verbandes das 
Ehrenzeichen des VBB und be-
dankte sich für dessen heraus-
ragende Arbeit für das Wohl 
der Kolleginnen und Kollegen.

Nachdem durch das Ausscheiden 
der ehemaligen stellvertreten-

den Bundesvorsitzenden Rula 
Constanze Strehl, Klaus-Peter 
Schäfer durch den Bundesvor-
stand zum Nachfolger im Amt 
gewählt wurde, war dessen 
Position neu zu besetzen. 
Hierfür schlug der Bundesvor-
sitzende dem Bundesvorstand 
zur Wahl als weiteres Mitglied 
der Bundesleitung Frau Imke 
von Bornstaedt-Küpper vor. 
Frau von Bornstaedt-Küpper 
leitet im Bundesministerium 
der Verteidigung (BMVg) das 
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Referat P II 7 (Arbeits-, Tarif- und 
Sozialversicherungsrecht). Nach 
einer persönlichen Vorstellung 
und Ausführungen zum beruf
lichen Werdegang wurde Frau 
von Bornstaedt-Küpper nach 
kurzer Beratung des Bundesvor-
standes einstimmig als weiteres 
Mitglied in die Bundesleitung 
des VBB gewählt. Wir freuen 
uns, dass Frau von Bornstaedt-
Küpper mit ihrem großen beruf-
lichen Hintergrund und den 
vielfältigen Verwendungen in 
unterschiedlichen Aufgabenge-
bieten den Verband mit ihrer Ex-
pertise unterstützt und begleitet 
und freuen uns auf eine gute, 
kollegiale Zusammenarbeit.

Nach der Genehmigung der Ta-
gesordnung, der Niederschrift 
über die Frühjahrssitzung und 
der Ausführung von Beschlüs-
sen folgte der Bericht der Bun-
desleitung zu verschiedenen 
Themen, die seit der letzten 
Sitzung verbandspolitisch von 
Bedeutung gewesen sind.

Dazu gehörten unter anderem:

>> Sachstand zur Bündelung  
der Dienstposten im 
gehobenen Dienst,

>> mögliche Modifizierung  
des Traditionserlasses,

>> Änderungen zum Thema 
„Innere Führung“,

>> Auswirkungen der Be
sonderen Vorkommnisse  
in Teilen der Streitkräfte  
auf die Organisation und  
das Personal in der Rechts-
pflege,

>> Besetzung von Spitzenposi
tionen im Bundesministeri-
um der Verteidigung (BMVg),

>> mögliche Änderungen bei der 
Quotierung von Beurteilungen,

>> Rahmendienstvereinbarung 
zu Arbeitszeit,

>> Chancen einer Absenkung 
der wöchentlichen Arbeits-
zeit für Beamtinnen und 
Beamte im Bundesdienst,

>> Modifizierung des Stellen
besetzungsverfahrens nach 
§ 27 Bundeslaufbahnver
ordnung (BLV).

Da die Berichterstattung zu 
den meisten der oben ange-
führten Punkte bereits an ver-
schiedener Stelle thematisiert 
wurde oder gesondert darüber 
berichtet werden wird, verzich-
ten wir hier auf eine tiefer ge-
hende Berichterstattung.

Der Bundesvorstand begrüßt, 
dass mit der Bündelung der 
Dienstposten die berufliche 
Weiterentwicklung der Kollegin-
nen und Kollegen im gehobenen 
Dienst durchgesetzt werden 
konnte. Darüber hinaus wird die 
Forderung aufrechterhalten, 

über weitere, intelligente Bün-
delungen berufliche Perspekti-
ven für die Beamtinnen und Be-
amten der Bundeswehr zu 
eröffnen. Hierzu gehören im Be-
sonderen die Aufgabenbereiche:

>> Sozialberater im Sozialdienst 
der Bundeswehr,

>> Personalgewinnung,
>> Berufsförderungsdienst  
der Bundeswehr,

>> ausgewählte Bereiche des 
technischen Dienstes.

Die Bündelung der Dienst
posten im Güteprüfdienst der 
Bundeswehr von A 10 bis A 12 
entspricht exakt den Vorstel-
lungen des VBB, wie durch klu-
ge organisatorische Entschei-
dungen in einem sensiblen 
Aufgabenbereich Attraktivität 
geschaffen und drohenden Ab-
wanderungen in die gewerbli-
che Wirtschaft entgegenge-
wirkt werden kann.

Grundsätzlich skeptisch be-
wertet der Bundesvorstand 
eine geplante Personalent-
wicklungskonzeption für den 
mittleren Dienst. Ein solches 
Regelwerk mache nur dann 
Sinn, wenn das Prinzip der Frei-
willigkeit gelte und denjeni-
gen, die es für sich nicht in An-
spruch nehmen können oder 
wollen, keine beruflichen 
Nachteile entstehen. 

Eine Erwartungshaltung zu 
wecken, ohne die Möglichkeit 
einer praktischen Umsetzung 
mangels verfügbarer Dienst-
posten führt unweigerlich zu 
Berufsverdrossenheit und Ab-
lehnung. Für eine Flächenorga-

nisation wie der Bundeswehr 
ist eine solche Regelung allen-
falls in Ballungsbereichen mit 
einer großen personellen Dich-
te wie Köln, Bonn, Sankt Au-
gustin, Koblenz vorstellbar.

Gleiches gilt für eine beabsich-
tigte Regelung im gleichen Ent-
wurf für den gehobenen Dienst, 
wonach erst nach erfolgreichen 
Mehrfachverwendungen eine 
Beförderung nach A 11 möglich 
sein soll. Eine solche Regelung 
würde dem Sinn und Zweck  
der Bündelung im gehobenen 
Dienst zuwiderlaufen. Es war  
gerade die Vorstellung der 
Bundesministerin der Verteidi-
gung, Frau Dr. Ursula von der 
Leyen, unter dem Stichwort 
„Karriere am Ort“ berufliche 
Chancen auch dort zu ermögli-
chen, wo wegen einer persönli-
chen Entscheidung zugunsten 
der Familie eine berufliche 
Weiterentwicklung nahezu 
ausgeschlossen ist.

Der Bundesvorstand erneuert 
seine Forderung zur Anglei-
chung der wöchentlichen Ar-
beitszeit der Beamtinnen und 
Beamten an die Arbeitszeitrege-
lungen des Tarifbereiches. Der 
Bundesvorsitzende berichtet 
hierzu von seinen Gesprächen 
in der Runde der Vorsitzenden 
der Bundesbeamtenverbände 
innerhalb des dbb beamten-
bund und tarifunion sowie im 
Bundesministerium des Innern 
(BMI). Hieraus lässt sich zumin-
dest die Hoffnung ableiten, dass 
man sich sowohl in der Politik 
wie auch im zuständigen Fach-
ressort BMI dieses Themas an-
nehmen will.
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In weiteren Gesprächen im BMI, 
die der Bundesvorsitzende in 
seiner Eigenschaft als Sprecher 
der Vorsitzenden der Bundes
beamtenverbände geführt hat, 
wurde Einvernehmen darüber 
erzielt, die Zulassungsvoraus-
setzungen für das Stellenbeset-
zungsverfahren nach § 27 BLV 
zu modifizieren. Eine Forderung 
– auch des VBB – ist, die Zulas-
sung bereits aus dem vorletz-
ten Beförderungsamt zuzulas-
sen. Das BMI hat eine Abfrage 
bei den Obersten Bundesbe-
hörden zur Anwendung und 
möglichem Änderungsbedarf 
durchgeführt. 

Die in den Antwortschreiben 
durchwegs positiven Erfahrun-
gen und die Vorschläge zu einer 
Änderung der Zulassungsvor-
aussetzungen wurden mittler-
weile zusammengefasst und 
dem Abteilungsleiter der 
Dienstrechtsabteilung des BMI 
zur Kenntnis vorgelegt. Mit der 
Aufnahme von Gesprächen 
zwischen dbb beamtenbund 
und tarifunion und dem BMI  
ist in Kürze zu rechnen. 

Der VBB wird an diesen Gesprä-
chen teilnehmen und zum je-
weiligen Sachstand berichten.

In den Berichten aus den Berei-
chen und Landesverbänden ga-
ben die jeweiligen Vorsitzenden 
einen Überblick zu ihren Aktivi-
täten in der Verbandsarbeit und 
von bestehenden Problemen.

Besonders erfreut war der 
Bundesvorstand über den 
Besuch des Leiters der Wehrtech
nischen Dienststelle (WTD) 91, 
Herrn Gerhard Wallrich. Herr 
Wallrich gab einen detaillierten 
Überblick zur Geschichte und 
den Aufgaben der WTD 91 und 
stand den Mitgliedern des Bun-
desvorstandes anschließend für 
eine Diskussion zur Verfügung. 

In einem weiteren Tagesord-
nungspunkt befasste sich der 
Bundesvorstand mit dem 
Gewerkschaftstag des dbb 
beamtenbund und tarifunion, 
der im November 2017 in Ber-
lin stattfinden wird. Der Bun-

desvorsitzende berichtete zu 
den Kandidatinnen und Kandi-
daten, die für ein Amt in der 
neu zu wählenden Bundes
leitung des dbb derzeit be-
kannt sind und zu möglichen 
Satzungsänderungen, die im 
Besonderen für die Bundes
beamtenverbände zu Verbes-
serungen führen könnten. 

Darüber hinaus konnte der 
Bundesvorsitzende den stell-
vertretenden Bundesvorsitzen-
den des dbb beamtenbund und 
tarifunion, Ulrich Silberbach, 
begrüßen, der einer von zwei 
Kandidaten für das Amt des 
Bundesvorsitzenden des dbb 
ist. Bereits in der Frühjahrssit-
zung des VBB hatte sich der 
Vorsitzende der Bundespolizei-
gewerkschaft in der Deutschen 
Polizeigewerkschaft, Ernst G. 
Walther, der ebenfalls für den 
Bundesvorsitz im dbb kandi-
diert, vorgestellt. Getreu dem 
Motto „Gleiches Recht für alle“ 
dankte der Bundesvorsitzende, 
Wolfram Kamm Kollegen Sil-
berbach für dessen Zusage, 
sich den Delegierten des VBB 
vorzustellen und für Fragen  
zur Verfügung zu stehen. 

Nach einem Vortrag zur eigenen 
Person, seinem beruflichen und 
gewerkschaftlichen Werdegang 
gab Uli Silberbach einen Über-
blick zu seinen Vorstellungen 
für eine mögliche Amtszeit und 
stand anschließend für Fragen 
zur Verfügung.

Ein bereits seit Jahren breiten 
Raum einer jeden Bundesvor-
standssitzung nimmt der Fort-
schritt der Gespräche zu einer 
möglichen Fusion des VBB mit 
dem Verband der Arbeitnehmer 

der Bundeswehr (VAB) ein. Der 
Bundesvorsitzende berichtete 
– ergänzt von den ständigen 
Vertretern der Arbeitsgruppe, 
Gerhard Bernahrndt, Dieter 
Heuer und Jacob Milles – zum 
Verlauf und dem Inhalt der 
Gespräche seit der Frühjahrs
sitzung. 

Der Bundesvorstand begrüßte 
die Absicht des Bundesvorsit-
zenden des VAB, Herbert Schug, 
anlässlich des Verbandstages 
des VAB mit einem fertigen 
Konzept seine Delegierten zu 
befassen und eine Abstimmung 
herbeizuführen. 

Der Bundesvorstand nahm 
weiter den ihm mit den Sit-
zungsunterlagen zugeleiteten 
Satzungsentwurf zu Kenntnis 
und beauftragte die durch ihn 
eingerichtete Arbeitsgruppe, 
die Verhandlungen mit dem 
Ziel einer Fusion beider Ver-
bände fortzuführen. 

Zu einer möglichen Beitrags
ordnung eines neuen Verbandes 
stimmte der Bundesvorstand 
einem Verfahrensvorschlag der 
VBB-Delegation in der letzten 
Sitzung der Arbeitsgruppe zu, 
wonach beide Verbände mit der 
jeweils für sie geltenden Bei-
tragsordnung in einen fusio-
nierten neuen Verband gehen 
sollen. 

Ein neuer Verband solle einem 
von ihm zu bestimmenden 
Gremium den Auftrag erteilen, 
innerhalb eines festzulegen-
den Zeitraums einen Vorschlag 
für eine Harmonisierung der 
beiden Beitragsordnungen zu 

erarbeiten und zu Entschei-
dung vorzulegen.

Im Rahmen des Tagesordnungs-
punktes „Verbandsangelegen-
heiten“, der sich üblicherweise 
mit der Mitgliederentwicklung, 
Mitgliederwerbung und der 
Mitgliederverwaltung befasst, 
wurde zusätzlich der Punkt 
„Verteilung des VBB-Magazins 
an die aktiven Mitglieder“ 
behandelt. 

In den letzten Jahren war die 
Verteilung des Magazins an  
die aktiven Mitglieder unseres 
Verbandes immer schwieriger. 
Was in der Vergangenheit über 
die Poststellen der Dienststel-
len und Behörden möglich war, 
führt durch die Reformen der 
Bundeswehr und den damit 
verbundenen Rückzug aus der 
Fläche zunehmend zu Proble-
men. Da die Pensionäre unse-
res Verbandes bereits heute  
die jeweilige Ausgabe des VBB-
Magazins über eine Einzelzu-
stellung nach Hause gesandt 
bekommen, führt die teilweise 
bis zu 14 Tage verspätete Über-
sendung der Zeitung für die 
Aktiven zunehmend zu ver
ständlichem Unmut. Einem 
Wunsch des Bundesvorstandes 
folgend legte die Bundesleitung 
einem mit einem Kostenver-
gleich versehenen Vorschlag 
zur Diskussion und Abstim-
mung vor. 

Dabei war dem Bundesvorsit-
zenden wichtig, dass bei einer 
Zustellung der Zeitung für 
dann alle Mitglieder des Ver-
bandes die zusätzlich entste-
henden Kosten aus den laufen-
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VBB-Bundesvorstand beschließt 
Änderung der Zustellung des 
Verbandsmagazins
Der Rückzug der Bundeswehr aus der Fläche hat unweigerlich auch Aus
wirkungen auf die Verbandsarbeit, so gestaltet sich beispielsweise die 
Verteilung der VBB-Mitgliederzeitung (VBB-Magazin) immer schwieriger.

Lieferungen kommen nicht 
oder nur verspätet an. Oder 
aber Mitglieder sind so weit 
verteilt, dass der Bereich/
Landesverband doch auf den 
Postversand – dann mit hö
herem Porto – zurückgreifen 
muss. Dies bedeutet jedoch 
auch, dass die Zeitung auf-
grund der erneuten Versen-
dung zeitlich verzögert beim 
Mitglied ankommt. Ein Zu-
stand, der nun auf der vergan-
genen Bundesvorstandssitzung 
im Gremium diskutiert wurde. 
Am Ende des Meinungsaus-
tausches stand schließlich der 
Beschluss des Bundesvorstands, 
die Zeitungsverteilung ab dem 
nächstmöglichen Zeitpunkt auf 
individuellen Postversand an 
die Mitglieder umzustellen.

Dies gilt es nun 
vorzubereiten: Der Ver-
trag mit dem Verlag muss ge-
ändert und die Posteinweisung 
muss angewiesen werden – 
wir sind jedoch guter Dinge, 

dass die Umstellung im ers-
ten Quartal 2018 erfolgen 

kann.

Damit die Umstel-
lung jedoch reibungs-

los gelingt, sind wir 
auch auf IHRE Mithilfe 

angewiesen. Sind Sie  
in letzter Zeit umge

zogen? Haben Sie der 
Bundesgeschäftsstelle 

Ihre aktuelle Anschrift 
mitgeteilt? Falls nicht, 
würden wir Sie bitten, dies 

nachzuholen. Hierfür können 
Sie gerne die im Anschluss 
abgedruckte Veränderungsan-
zeige benutzen oder aber Sie 
melden Ihre Änderungen uns 
online – hierfür steht Ihnen 
auf der VBB-Internetseite ein 

Onlineformular (https://www.
vbb.dbb.de/mitgliedschaft/ 
aenderungsmitteilung/) zur 
Verfügung. Selbstverständlich 
ist auch eine telefonische 
(0228-38 92 70) oder elektro
nische Kontaktaufnahme  
(mitgliederverwaltung@vbb-
bund.de) möglich, um Ihre Da-
ten bei uns abzugleichen. 

Zu guter Letzt erlauben wir  
uns noch den Hinweis, dass 
Mitglieder das komplette VBB-
Magazin auch immer im inter-
nen Bereich der VBB-Homepage 
als PDF-Dokument abrufen kön-
nen. Sofern Sie noch nicht über 
aktuelle Zugangsdaten verfü-
gen, können auch diese in der 
Bundesgeschäftsstelle ange-
fordert werden.�

den Beitragseinnahmen ge- 
leistet werden können und 
weder ein Rückgriff auf das 

Vermögen des VBB noch eine 
Erhöhung der Mitgliedsbei
träge erforderlich ist. 

Die Einzelzustellung sei ein 
weiterer positiver Punkt im 
Rahmen der Mitgliederwer-

bung und der Attraktivität ei-
ner Mitgliedschaft in der maß-
geblichen Interessenvertretung 
für Beamtinnen und Beamte in 
der Bundeswehr.

Nach Sachvortrag und sich 
anschließender Diskussion 
fasste der Bundesvorstand den 
Beschluss, die Verbandszeitung 
zum nächstmöglichen Zeit-
punkt jedem Mitglied des Ver-
bandes per Einzelversand zu-
zustellen.

Unsere Mitglieder bitten wir, 
über die Standortgruppen und 
Bereiche/Landesverbände und 
gegebenenfalls bei der Bundes-
geschäftsstelle die Richtigkeit 
der Anschrift zu überprüfen. 
Eine Mitteilung online ist eben-
falls möglich.�

© VBB (2)
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